
Die Koalition hat sich auf die Reform der Bund-Länder

-Finanzbeziehungen geeinigt. Kern der Reform ist die 

Neuregelung des Länderfinanzausgleichs, wobei der 

Bund die Länder finanziell deutlich entlastet. Im Ge-

genzug erhält der Bund zusätzliche Kompetenzen, 

Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten .  

Die Reform kann nun in der nächsten Sitzungswoche 

im Bundestag abgeschlossen werden. Das Paket bein-

haltet sowohl eine Reihe von Grundgesetzänderungen 

als auch viele in einem Begleitgesetz zusammengefass-

te, einfachgesetzliche Regelungen. Es geht zurück auf 

eine grundsätzliche Einigung der Ministerpräsidenten 

der Länder mit der Bundeskanzlerin unter Beteiligung 

von Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble und 

Bundesminister Peter Altmaier am 14. Oktober 2016. 

Dabei kam der Bund den Ländern finanziell weit ent-

gegen. Im Gegenzug haben sich die Länder zu struktu-

rellen Verbesserungen bei den Kompetenzen des Bun-

des im Bund-Länder-Geflecht bereiterklärt. Mit der 

Reform wird nun Planungs- und Rechtssicherheit ge-

schaffen. Denn im Jahr 2019 endet der Solidarpakt II, 

aus dem die ostdeutschen Länder und Berlin Geld für 

teilungsbedinge Sonderlasten erhalten. Außerdem dür-

fen die Länder nach der verfassungsrechtlichen Schul-

denregel ab 2020 keine neuen Schulden mehr aufneh-

men. Der Länderfinanzausgleich in seiner jetzigen 

Form wird damit abgeschafft. Der Finanzkraftaus-

gleich zwischen den Ländern läuft künftig vor allem 

über die Umsatzsteuer. Der Bund zahlt ab 
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Heinrich Zertik MdB, Stellver tretender  Vorsitzender der  Grup-

pe der Vertriebenen, Aussiedler und deutschen Minderheiten der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion, besucht auf Einladung von Josef Rief  

den Wahlkreis Biberach. Die Diskussionsveranstaltungen mit Hein-

rich Zertik finden statt: 

 

in Riedlingen um 18.00 Uhr im Kaplaneihaus, Kirchstraße 2 

 

in Biberach um 20.00 Uhr in der Volksbank, Bismarckring 57-61 

 

Zertik wuchs als Angehöriger der deutschen Minderheit in Südkasachstan auf, wanderte 1989 mit seiner Familie 

nach Deutschland aus und gehörte damit zur ersten Einwanderergeneration aus der Sowjetunion. Seit 25 Jahren 

engagiert er sich in der Aussiedler- und Vertriebenenpolitik und in der CDU. Im Bundestag ist er Mitglied im 

Innenausschuss und im Ausschuss für Menschenrechte. Der Eintritt ist frei. ■ 

Josef Rief ist auf Facebook mit 
Profil und Fan-Page unter: 
www.facebook.com/josefriefmdb 

Der Haushaltsausschuss hatte intensiv über die Neuordnung 
beraten. Josef Rief mit dem haushaltspolitischen Sprecher der 
CDU/CSU - Fraktion, Eckhardt Rehberg (l.), und Axel Fischer 

 

Nächster Sprechtag von Josef Rief:  

7. Juni 13 - 15 Uhr, im Wahlkreisbüro in Biberach 
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Veranstaltungshinweis für heute Abend 19.Mai: 

http://www.facebook.com/josefriefmdb
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Seniorenclub Kirchberg besucht Bundestag 

Der Seniorenclub Kirchberg besuchte Josef Rief heute 

im Bundestag. Rief freute sich besonders so viele be-

kannte Gesichter aus seiner Heimatgemeinde auch in 

Berlin begrüßen zu können. Einer der Höhepunkte des 

Treffens war sicherlich die Diskussionsrunde im Saal 

des Landwirtschaftsausschusses, zu der auch Entwick-

lungshilfestaatssekretär Hans-Joachim Fuchtel vorbei-

schaute und über die Arbeit in der Bundesregierung 

berichtete. ■ 

Fortsetzung von Seite 1 

2020 jährlich rund zehn Milliarden Euro in das Aus-

gleichssystem. In den Folgejahren steigt dieser Betrag. 

Der Bund ist den Ländern damit finanziell weit entge-

gengekommen. Der Bund erhält für sein finanzielles 

Engagement zusätzliche Kompetenzen und Rechte. So 

werden die Weisungsbefugnisse des Bundes gegenüber 

den Ländern beim Vollzug der Steuergesetze gestärkt. 

Die Länder können fachliche Weisungen des Bundes 

nur noch mit einer qualifizierten Mehrheit von mindes-

tens elf Ländern stoppen. Außerdem darf der Bundes-

rechnungshof zukünftig die Verwendung von Bundes-

mitteln durch Länder, Kommunen und Private umfas-

send prüfen. Der Stabilitätsrat, der aus den Finanzmi-

nistern des Bundes und der Länder sowie dem Bundes-

wirtschaftsminister besteht, wird ab 2020 überwachen, 

ob der Bund und die Länder jeweils die Schuldenbrem-

se einhalten.   

Die Reform schafft die verfassungsrechtliche Grundla-

ge dafür, dass der Bund finanzschwache Kommunen 

bei der Sanierung von Schulen unterstützen kann. Er 

stellt hierfür zusätzlich 3,5 Milliarden Euro bereit und 

leistet damit einen wichtigen Beitrag für bessere Schu-

len in Deutschland. Das so genannte Kooperationsge-

bot des Grundgesetzes, das eine Zusammenarbeit zwi-

schen Bund und Ländern in der Bildungspolitik nur in 

Ausnahmefällen erlaubt, bleibt jedoch bestehen. Au-

ßerdem sollen immer mehr Verwaltungsleistungen on-

line angeboten werden, was die Verwaltung bürger-

freundlicher macht. Mit einer Ausweitung des Unter-

haltsvorschusses zum 1. Juli 2017 verbessert die Koali-

tion die Unterstützung von Alleinerziehenden und ihren 

Kindern.  

Eine Privatisierung deutscher Autobahnen wird es nicht 

geben. Auch die neue Infrastrukturgesellschaft, die künf-

tig für Bau und Erhalt der Autobahnen zuständig sein soll, 

bleibt im Eigentum des Bundes. Allerdings wird die soge-

nannte Auftragsverwaltung, das heißt die Ausführung von 

Bundesgesetzen durch die Behörden der Länder, moderni-

siert. Bestehende Reibungsverluste zwischen Bundes- und 

Länderzuständigkeiten werden abgebaut, damit Auto-

bahnnetze bundesweit auf einem einheitlich hohen Quali-

tätsniveau sind. ■ 

Karl-Arnold-Schule in Berlin  

Gleich mit zwei Gruppen von Berufsschülern besuchte 

die Karl-Arnold-Schule aus Biberach Josef Rief im 

Bundestag. Die angehenden Mechatroniker und Elekt-

roniker diskutierten mit Rief und hatten viele Fragen 

zur aktuellen Politik auf Bundes, Landes und Kommu-

nalebene. Im Anschluss konnten die Gruppen noch eine 

Plenarsitzung auf der Besuchertribüne verfolgen. ■ 


